Haftung des Vorstandes eines eingetragenen Vereins

Haftung des Vorstandes gegenüber dem Verein

Eine Haftung des Vereinsvorstandes gegenüber dem Verein kommt regelmäßig dann zum tragen, wenn der Vereinsvorstand bei der Geschäftsführung seine (aus der Übernahme eines Vorstandsamtes resultierenden) Pflichten, insbesondere auch seine Sorgfaltspflichten gegenüber dem Verein, schuldhaft verletzt und dadurch dem Verein ein Schaden entsteht.

Dies gilt für fahrlässige, grob fahrlässige und schuldhafte Pflichtverletzungen

Nach § 27 Abs.3 i.V. §§ 664-670 BGB kann in der Satzung bestimmt werden, dass der Vorstand gegenüber dem Verein nur für grob fahrlässige und vorsätzliche Pflichtverletzungen haftet. 

Haftung des Vorstandes gegenüber Dritten

a) Verletzung der Vorstands-Sorgfaltspflichten

z.B. wenn der Vereinsvorstand das Vereinsvermögen schuldhaft vermindert oder verschenkt, in der Absicht es den Gläubigern zu entziehen. 

b) Haftung wegen Verletzung der Insolvenzbeantragung

§ 42 BGB Insolvenz

(2) Der Vorstand hat im Falle der Zahlungsunfähigkeit oder der Überschuldung die Eröffnung des Insolvenzverfahrens zu beantragen. Wird die Stellung des Antrags verzögert, so sind die Vorstandsmitglieder, denen ein Verschulden zur Last fällt, den Gläubigern für den daraus entstehenden Schaden verantwortlich; sie haften als Gesamtschuldner.

c) Rechtsgeschäftliche Haftung

Eine Haftung des Vorstandes aus im Namen des Vereins getätigten Rechtsgeschäften kommt in der Regel nicht in Betracht. Rechtsgeschäfte, die der Vorstand oder Vereinsmitglieder satzungsgemäß im Namen des Vereins tätigen, verpflichten grundsätzlich nur den Verein.

d) Deliktische Haftung gegenüber Dritten

Verursacht der Vereinsvorstand in deliktischer Weise  einen Schaden, dann ist er dem Dritten gegenüber schadenersatzpflichtig. Dies gilt für jedes Organ einer juristischen Person.

Die aus einer deliktischen Handlung resultierende Ersatzpflicht kann weder durch Satzung noch durch sonstige Vereinbarung zu Lasten des Dritten beschränkt oder ausgeschlossen werden.

Haftung des Vereins für seinen Vorstand:

Sofern der Vorstand bei Erfüllung seiner ihm übertragenen Aufgaben einen Dritten schädigt, haftet der Verein kraft Gesetz neben dem Vorstandsmitglied dem Geschädigten gegenüber.

§ 31 BGB Haftung des Vereins für Organe Der Verein ist für den Schaden verantwortlich, den der Vorstand, ein Mitglied des Vorstands oder ein anderer verfassungsmäßig berufener Vertreter durch eine in Ausführung der ihm zustehenden Verrichtungen begangene, zum Schadensersatz verpflichtende Handlung einem Dritten zufügt

Haftung des Vorstandes gegenüber dem Fiskus und dem Sozialversicherungsträger

Beispiele für Haftungsgründe:

Vorsätzliche oder grob fahrlässige Verletzung der steuerlichen oder sozialversicherungsrechtlichen Aufzeichnungs- oder Buchführungs- oder der zugehörigen Erklärungspflichten.

Vorsätzliches oder grob fahrlässiges ausstellen unzutreffender Spendenbescheinigungen (Zuwendungsbestätigungen) oder Fehlverwendung der zugewandten Mittel.

Mangelnde finanzielle Vorsorge zur Zahlung fälliger Steuern oder Versicherungsbeiträge.

Auszug aus dem BGB: 

Der Vereinsvorstand

§ 27 (3)  Auf die Geschäftsführung des Vorstandes finden die für den Auftrag geltenden Vorschriften der §§ 664-670 entsprechend Anwendung:

§ 664

Unübertragbarkeit; Haftung für Gehilfen

	(1) Der Beauftragte darf im Zweifel die Ausführung des Auftrags nicht einem Dritten übertragen. Ist die Übertragung gestattet, so hat er nur ein ihm bei der Übertragung zur Last fallendes Verschulden zu vertreten. Für das Verschulden eines Gehilfen ist er nach § 278 verantwortlich.


	(2) Der Anspruch auf Ausführung des Auftrags ist im Zweifel nicht übertragbar.



<--
 

§ 665

Abweichung von Weisungen

	Der Beauftragte ist berechtigt, von den Weisungen des Auftraggebers abzuweichen, wenn er den Umständen nach annehmen darf, dass der Auftraggeber bei Kenntnis der Sachlage die Abweichung billigen würde. Der Beauftragte hat vor der Abweichung dem Auftraggeber Anzeige zu machen und dessen Entschließung abzuwarten, wenn nicht mit dem Aufschub Gefahr verbunden ist.



<--
 

§ 666

Auskunfts- und Rechenschaftspflicht

	Der Beauftragte ist verpflichtet, dem Auftraggeber die erforderlichen Nachrichten zu geben, auf Verlangen über den Stand des Geschäfts Auskunft zu erteilen und nach der Ausführung des Auftrags Rechenschaft abzulegen.



<--
 

§ 667

Herausgabepflicht

	Der Beauftragte ist verpflichtet, dem Auftraggeber alles, was er zur Ausführung des Auftrags erhält und was er aus der Geschäftsbesorgung erlangt, herauszugeben.



<--
 

§ 668

Verzinsung des verwendeten Geldes

	Verwendet der Beauftragte Geld für sich, das er dem Auftraggeber herauszugeben oder für ihn zu verwenden hat, so ist er verpflichtet, es von der Zeit der Verwendung an zu verzinsen.



<--
 

§ 669

Vorschusspflicht

	Für die zur Ausführung des Auftrags erforderlichen Aufwendungen hat der Auftraggeber dem Beauftragten auf Verlangen Vorschuss zu leisten.



<--
 

§ 670

Ersatz von Aufwendungen

	Macht der Beauftragte zum Zwecke der Ausführung des Auftrags Aufwendungen, die er den Umständen nach für erforderlich halten darf, so ist der Auftraggeber zum Ersatz verpflichtet.



<--

